
Resolution der Vorsitzenden der Fraktionen von CDU und DIE LINKE 

im Niedersächsischen Landtag: 

"Keine Ausgrenzung unter dem Deckmantel des Kindeswohls“ 

 

Am 05. August 2010 war der erste Schultag nach den Sommerferien. Dies war auch der 

erste Unterrichtstag an 16 neuen Integrierten Gesamtschulen im ganzen Land. Doch die 

Nachfrage ist noch weitaus größer, wird jedoch doch die hohe Mindestanforderungen an 

Neugründungen erschwert. Es gibt Hinweise darauf, dass der Ausbau des längeren 

gemeinsamen Lernens bis Klasse 10 auf Widerstand in Kreisen radikalisierter 

Begabungstheoretiker und Gymnasialverfechter stoßen wird. Unter dem Deckmantel des 

vermeintlichen Kindeswohls nehmen diese Apologeten das Auswählen von Kindern im 

Alter von zehn Jahren sowie die Vernichtung von Zukunftschancen billigend in Kauf. 

 

Die Fraktionsvorsitzenden im Niedersächsischen Landtag erklären: 

 

1. Wir verurteilen auf das Schärfste die soziale Auslese im Bildungssystem in 

Deutschland und Niedersachsen. 

2. Der Zwang zum Aussortieren von Kindern im Alter von zehn Jahren auf 

unterschiedliche Schulformen ist ein in keiner Weise zu akzeptierendes Mittel der 

politischen Auseinandersetzung in Bildungsfragen. 

3. Es steht fest, dass das dreigliedrige Schulsystem sozial selektiv ist. An 

Gymnasien kommen nur 4,4 Prozent der Schülerinnen und Schüler aus Hartz-IV-

Familien, Hauptschulen sind es 28,1 Prozent, an Förderschulen sogar 43,8 

Prozent. Es ist zu befürchten, dass durch derartige Selektionsmechanismen die 

Wahrscheinlichkeit für Hartz-IV-Karrieren steigt und sich die Gefahr eines 

verfestigten und Generationen überspannenden Prekariats erhöht. 

4. Ideologische Kampfbegriffe haben in der politischen Diskussion über die 

niedersächsische Bildungspolitik nichts zu suchen. Begriffe wie 

„begabungsgerechte Schulformen“ zeichnen ein völlig falsches Bild der Realitäten 

in Niedersachsen und können zur Eskalation der strukturellen Gewalt beitragen. 

 

Björn Thümler, CDU-Fraktionsvorsitzender 

Kreszentia Flauger und Dr. Manfred Sohn, Fraktionsvorsitzende Die Linke 


